Die Fortsetzung der SED-Immobilienkriminalität durch Ämter und Justiz
nach 1990 bei politischer Verfolgung, Ausreise, Zwangsverkauf
Die Parallelen bei der Verweigerung der Herausgabe von durch Unrecht entzogenen Eigentums:
Angebliche Vorbedingung der Sowjetunion - Vorwand für die Rückgabeverweigerung
von Betroffenen 45-49
Angeblicher „Redlicher Erwerb“  - Vorwand für die Rückgabeverweigerung für die DDR-Geschädigten der späteren Jahre
In den letzten Jahren der DDR  haben sich die Machthaber durch gezielte offizielle und kriminell-konspirative Maßnahmen Immobilien systemkritischer Bürger, insbesondere von Ausreisewilligen oder bereits im Westen lebender Eigentümer , beschafft. Nach dem Fall der Mauer hatten die rechtmäßigen Eigentümer berechtigte Hoffnung, dass unter rechtsstaatlichen Bedingungen das gestohlene oder abgepresste Eigentum zu fairen Konditionen herausgegeben werden muß. 
Die deutsch-deutsche Erklärung vom 15.Juni 1990 und das Vermögensgesetz bestätigten diesen Rechtsanspruch.  Doch von Anfang an blockierten  Vermögensämter und Gerichte die Herausgabe und machten sich der Hehlerei schuldig, indem sie das Rechtskonstrukt „Redlicher Erwerb“ zur Abwehr fast aller Rückgabeforderungen (>80%) nutzten.  Obwohl nachweisbar nur mit dem DDR-Unrechtsstaat korrumpierte Erwerber als Erwerber  in Frage kamen, wurden Beweise selbst gröbster Verstöße gegen DDR-Recht ignoriert und zu Gunsten der Täter entschieden. Die Intension des Vermögensgesetzes und der Deutsch-Deutschen Erklärung wurden ins Gegenteil verkehrt. Politik und Justiz haben diesen Rechtsbruch gegenüber den Geschädigten gemeinsam betrieben. 
Um diesen Machenschaften ein Ende zu bereiten, fordern wir auch im Namen anderer Betroffener:

1. Abschlägig entschiedene Rückgabeanträge von politisch Verfolgten und Ausreiseantragstellern und deren Bearbeitung durch Vermögensämter und Verwaltungsgerichte sind in einer unabhängigen Enquete-Kommission, der auch Betroffenenvertreter  angehören 
müssen,  unter Anhörung und Beteiligung der Betroffenen aufzuarbeiten. 
2.   In einem Rechtsstaat muß alles durch Unrecht entzogene Eigentum ohne Wenn  

      und Aber zurückgegeben werden. Alles andere ist Hehlerei.
3.  Politisch Verfolgte (auch ohne Inhaftierung) mit OPK-Akte und anerkannte    

     Flüchtlinge mit C-Ausweis   sind ohne weitere Prüfungen „strafrechtlich“ zu    

     rehabilitieren und das entzogene Eigentum ist – auch bei sog. Zwangsverkauf 
     wegen Ausreise - zurückzugeben. Auch sog. Nutzungsverträge sind - wie im 

     VermG ursprünglich vorgesehen -rechtlich wiederherzustellen. Den recht- 

     mäßigen Eigentümern ist die Möglichkeit des Grundstückskaufs zu fairen 
    Bedingungen zu geben, wie dies den (un-)redlichen Erwerbern zugestanden 

    wurde. 

4.  Schadenersatz für die Verschleppung des Rechtszustandes seit 20 Jahren 
     ist großzügig anhand des realen, nachweisbaren Schadens zu gewähren -  
     gesundheitliche Folgeschäden eingeschlossen. 
5.  Folgende rechtswissenschaftliche Untersuchungen sind erforderlich:

5.1.    Gab es überhaupt redlichen Erwerb, wem nützt dieses Rechtskonstrukt und 
          wer hat es mit welcher Zielstellung eingebracht?“  
5.2.    Überprüfung des Umgangs von Ämtern und Gerichten mit Antragstellern,

          redlichen (?) Erwerbern, Wahrnehmung der Amtsermittlungspflicht, Würdigung 

          von Urkunden und Beweisen, letztlich Überprüfung der Erfahrungen von 

          Antragstellern, dass Ämter und Gerichte i.d.R.Partei zugunsten der Erwerber 

          ergriffen haben
5.3.    Überprüfung der Vita von maßgeblich an der Rechtsprechung Beteiligten 
          auf Hinweise einer verdeckten Tätigkeit im Sinne der von der SED langfristig 
          vorbereiteten Immobilienkriminalität zugunsten der SED-Klientel
Begründung:
Bereits 1976 hatte das Politbüro des Zentralkomitees der DDR -  z.B. lt. Protokoll Nr. 4/76  von der Sitzung am 27. Januar 1976, verfügt : 

„Es sind systematisch weiter alle Voraussetzungen zu schaffen (Dokumente, andere Unterlagen, Begründungen), um eine Durchsetzung der Interessen der DDR für die späteren Vermögensauseinandersetzungen mit der BRD und Westberlin in vollem Umfang zu sichern“. 

Seit Gorbatschows Machtantritt 1985 und dem steigenden Druck durch unerwünschte Ausreiseanträge, die Helsinki-Konferenz, der sich Honecker widerwillig anschließen musste, war den Machthabern der 2. Reihe klar, die DDR ist ein Auslaufmodell und die Sowjetunion würde keine Überlebensgarantie mehr geben. 

Deutlich wurde dies u. a. im Ergebnis der SED-SPD-Verhandlungen über eine gemeinsame Zukunft beider deutscher Staaten im Frühsommer 1988.  Der SED-Chef-Unterhändler Otto Reinhold hat im August 1988 im Neuen Deutschland (ND) einen ganzseitigen Beitrag zum Ergebnis dieser Verhandlungen untergebracht, in dem sinngemäß zu lesen war: 

Das sozialistische Wirtschaftssystem konnte seine Überlegenheit gegenüber dem System der sozialen Marktwirtschaft nicht erfolgreich beweisen, es zeigte sich in der Praxis als unterlegen. Dennoch wird es in der DDR keine Abkehr vom Sozialismus geben, denn eine kapitalistische DDR hat neben einer kapitalistischen Bundesrepublik keine Daseinsberechtigung mehr. 1). 

1) Wiedergabe aus Erinnerung, das Original des ND liegt uns nicht mehr vor

Das heißt im Klartext: Die DDR ist am Ende und wird in der Bundesrepublik früher oder später aufgehen! Doch wie reagierten die Politiker in der Bundesrepublik? Überhaupt nicht, Strauß schickt Milliarden D-Mark, um die kranke DDR zu stabilisieren,  Honecker wird von Kohl empfangen, Lafontaine wollte Schulterschluß mit der SED und die deutsche Spaltung festschreiben. Die wahre Stimmung der meisten  DDR-Bürger wider Willen und deren Hoffnung auf Annäherung und Wiedervereinigung wurde ignoriert. 

Aber die SED-Getreuen – wobei eine große Zahl der inoffiziellen Stasi-Mitarbeiter aus taktischen Gründen nie in der SED und wenn überhaupt in einer Partei, dann in der Ost-CDU,  Mitglied war – wußten, die DDR ist am Ende und jetzt galt es „unseren  Leuten“ den Weg in die Marktwirtschaft zu vergolden. 

Immobilien sind wertbeständig und in der  freien Marktwirtschaft ein Vielfaches des staatlich vorgegeben DDR-Schätzwertes wert. Also war Immobilienbeschaffung für die Kollaborateure das wichtigste Ziel. Viele der Unzufriedenen, die mit einem Ausreiseantrag die einzige Möglichkeit hatten, ihr Leben wieder selbst in die Hände zu nehmen, hatten sehr oft als private Nische ein Eigenheim gebaut. Eigenheimbau war in der DDR nicht gerade einfach, erforderte viel Improvisation und Ausdauer.   
Wartezeiten auf Ausreise von 3 bis 4 Jahren – immer im Ungewissen ob überhaupt und bei ständigen, schweren  Repressionen, Berufsverbot, Schulverbot (außer Grundschule) für die Kinder waren die Regel.  Wer ein schönes  Eigenheimgrundstück zu bieten hatte, konnte nicht selten mit schnellerer Ausreise rechnen. Wenn ein Bonze ein schönes  Anwesen im Auge hatte, konnten die Eigentümer schon mal nach wenigen Wochen raus dürfen. Und wenn sie vielleicht gar nicht  ausreisen wollten, wurden sie eben kriminalisiert und bei angedrohter Inhaftierung wurde dann doch ein Ausreiseantrag gestellt. 
In einer Studie (Dr. Nedeleff, Dresden 1990) wurde berichtet, dass in Dresden regelrechte Kataloge bebilderter Immobilienübersichten bestanden, aus denen sich die Privilegierten ihr Wunschgrundstück aussuchen konnten. 

Als Abteilungsleiter in einer Forschungseinrichtung tätig,  war ich wegen meiner Weigerung in die SED einzutreten und zahlreicher „Westverwandschaft“, die ich nie bereit war zu verleugnen,  intensiv unter  Stasi-Beobachtung gestellt. Da ich nicht erpressbar war, wurde vom MfS die Legende aufgebaut, ich habe  Staatsgeheimnisse verraten.  Durch meinen Direktor wurde ich von meiner Tätigkeit als Abteilungsleiter auf Weisung der Stasi entbunden, das war de facto Berufsverbot. Der Kaderleiter teilte mir unter der Hand „vertraulich“ mit, die Stasi ermittle wegen abgeflossener Staatsgeheimnisse, ich solle mich in acht nehmen. Das heißt im Klartext, egal ob irgendetwas an den Stasi-Verleumdungen dran gewesen wäre, von der Stasi wegen des Verrats von Staatsgeheimnissen = Hochverrat beschuldigt zu werden, kommt einer Vernichtung der Existenz, zumindest der völligen Kaltstellung auch der Kinder und der Familie gleich. Es gab keine Perspektive für ein erfülltes Leben in der Heimat mehr!

Hintergrund dieser Stasi-Legendenbildung ist offensichtlich der Umstand, dass wir ein sehr schönes Hanggrundstück bei Dresden urbar gemacht und darauf ein komfortables, ansprechendes Eigenheim erbaut hatten (1979/80).

Das weckte die Begierde der Machthaber.  Der psychische Druck aus der Inhaftierungs-androhung mit gleichzeitiger Aussprache eines Berufsverbots, die erwachsen werdenden Kinder, deren Ausbildung unterbrochen war, ließen zur Stellung eines Ausreiseantrages mit der Hoffnung auf ein freies Leben ohne Stasi und Bevormundung keine Alternative. Der  Druck durch die permanent spürbare Überwachung durch die Stasi – überall: in der Arbeit, im Wohngebiet und in der Sportgruppe, war unerträglich.  

Drei Bände OPK-Akte  hat das MfS (Ministerium für Staatsicherheit) von Sommer 1985 bis Januar 1989 (Ausreise) mit fast 600 Seiten, mehr als 50 hauptamtlichen und mindestens 17 inoffiziellen  Spitzel- Mitarbeitern zusammengetragen.  Verwandschaft und Freunde wurden bespitzelt. 
Bereits vor Stellung unseres Ausreiseantrages hatte das MfS, Oltn. Bernhardt  2) die konspirative Schätzung des Anwesens beauftragt, die von IMS Preißler, alias Bernd Nitzsche 3), am 23.10.1985 erfolgte (OPK-Akte „Gärtner“ XII2209 S. 85). Das Eigenheim wurde mit 105.000 DDR-Mark geschätzt, etwa dem halben Wert des verbauten Materials ohne jegliche Berücksichtigung der Leistungen.  Der amtl. Schätzwert bei Zwangsverkauf im November 1998 wurde vom Schätzer Dammann, ebenfalls IMS, auf exakt den gleichen Betrag hingebogen und vom Rat des Bezirkes, Abt. Preise, IMS Preißler alias Nitzsche, bestätigt. 
2) Oltn. Bernhardt, später Hauptmann des MfS, war in der SED-Bezirksleitung und in der Stasi-Hauptverwaltung Dresden für die Beschaffung von Eigenheimen und Wohnraum für Zwecke des MfS zuständig.  In einer anderen Immobiliensache hat er am 09.11.1989 (Tag des Mauerfalls) den Vermerk hinterlassen: „Akte durchgesehen und bereinigt!“.

3) Bernd Nitzsche (IMS Preißler) war Abt.-Ltr. Preise beim Rat des Bezirkes Dresden und nebenher  als inoffizieller Schätzer für das MfS tätig.  Nach eigenen Aussagen war er noch im Jahr 2000 als Berater zu DDR-Immobilienrecht für das Vermögensamt und das Verwaltungsgericht in Dresden tätig. 

Als Hintergrundinformation ist zu bemerken, dass DDR-weit in den Kreisen und Städten als Vertrauliche Verschlußsache (VVS) die Verfahrensweise zum Umgang und zur Vergabe von „durch besondere Maßnahmen des MDI (Ministerium des Inneren) frei werdenden Wohnraum“ herausgegeben wurde. In Dresden wurde diese Weisung am 02.05.1986 als VVS 10/86 vom OB Berghofer verfasst. Sie liegt uns vor. 

Darin ist u.a. ausgeführt, dass nach außen hin alle Vergaben, insbesondere der Eigenheime,  so zu gestalten sind, dass sie wie einganz normaler  privater Erwerb aussehen. Die gesamte Vergabepraxis oblag dem MfS (Oltn. Bernhardt). 
Zitat: „Die Registrierung und Bearbeitung von Anträgen zur Vermittlung eines Einfamilienhauses erfolgt für: 

· Persönlichkeiten, die überdurchschnittliche Leistungen in den Bereichen

          - Gesundheitswesen

          - Wissenschaft

          -Kultur und Sport

     vollbracht haben bzw. vollbringen, 

· Personen, von denen  Leitungsfunktionen in  Staatsorganen ausgeübt werden, 
die von überregionaler Bedeutung sind.

· hochgestellte kirchliche Würdenträger. „

unter Bearbeitungs- und Bestätigungsverfahren war u.a. festgelegt, 

„Alle weitergehenden Bewerbungen für solche Häuser sind prinzipiell abschlägig zu beantworten. Gleiches trifft für Ziffer 1-3 zu, sofern die Bewerber nicht zum Personenkreis lt. festgelegter Nomenklatur gehören. 

Eine Begründung für die Rückweisung des Antrages entfällt. „

Alle anderen Antragsteller sind ohne Begründung abzuweisen bzw. zu ignorieren“.
 Ende des Zitats 
Hier sind die heute „redlichen Erwerber“ erfasst! Lt. Duden heißt redlich: „ehrlich und rechtschaffen“. Kann es redlich sein, ein durch Unrecht entzogenes Eigentum zum Schleuderpreis zu erwerben? Normalerweise nennt man so etwas Hehlerei und nicht redlichen Erwerb!  In unserem Fall und wie uns bekannt ist auch in vielen anderen Fällen wurde hinter dem Rücken von den Erwerbern mit dem MfS das Vorgehen konspirativ betrieben, denn gegenüber den Eigentümern sollte der Zwangsverkauf an die privilegierten Erwerber wie ein ganz normales Geschäft zwischen Privatpersonen aussehen. 
Vor Erteilung einer Ausreisegenehmigung mussten alle Ausreisewilligen eine Erklärung über das Eigentum abgeben. Grundeigentümer und Eigentümer von Gebäuden auf staatlichem Grund mit sog. Nutzungsrechten zur Errichtung eines Eigenheims (ähnlich Erbbaurecht) mussten ihr Eigentum und die Nutzungsrechte mit notariellem Kaufvertrag abgetreten haben. Die Erwerber wurden in allen bekannten Fällen vom MfS oder MDI vorgegeben – in vielen Fällen analog der „Berghofer-Weisung“ indirekt, aber jeder Betroffene und einigermaßen Interessierte verstand genau, was man von ihm erwartete. Meist waren die Kaufverträge, sogar Kreditverträge bei der Sparkasse,  schon auf den Namen der „Erwerber“ vorbereitet, bevor die zum Verkauf gezwungenen Eigentümer überhaupt wussten, wer der glückliche Erwerber sein werde.  Der ehemalige Sparkassendirektor von Meißen sagte, dass solche „Kredite“ zum Erwerb von Ausreiserhäusern z.T.  auf Weisung der Stasi zins- und tilgungsfrei vergeben werden mussten. Auch in unserem Fall waren sowohl die für die Erwerber ausgestellte Nutzungsurkunde für das Grundstück  bereits ausgestellt als die Verkäufer wider Willen noch nicht wussten, wer der Käufer sein würde und auch der Kreditvertrag lag bereits vorausgefüllt bei der Sparkasse bereit.  Der Kaufpreis des Zwangsverkaufs nach DDR-Schätzurkunde war nach rechtsstaatlichen Bedingungen sittenwidrig, denn er betrug nur einen Bruchteil des tatsächlichen Wertes – in unserem Fall 117.000 DDR-Mark, Schätzwert 1993 707.000 DM! Das ist eine Rendite von 1200%, hat sich also für die „redlichen“ Täter gelohnt!
Nach dem Mauerfall stellten sich DDR-Behörden bei ersten Anträgen auf Herausgabe des abgepressten Eigentums erst einmal dumm, Posteingänge wurden verleugnet. In den Vermögensämtern und Gerichten saßen flächendeckend Jene, die zuvor die gesetzeswidrigen 
Zwangsverkäufe und deren amtliche „Genehmigungen“ manipuliert hatten.
Die Deutsch-Deutsche Erklärung vom Juni 1990 und das spätere Vermögensgesetz waren für die Betroffenen dieser Zwangsverkäufe scheinbar wie geschaffen.  Unredliche Machenschaften waren in jedem Fall offensichtlich und mehr oder weniger einfach nachweisbar. Es gehörte zum Allgemeinwissen jedes einigermaßen interessierten DDR-Bürgers, dass nur Leute, die sich unmoralisch mit dem SED-System korrumpiert hatten, eine Chance hatten, ein solches Grundstück zugeschoben zu bekommen.  In unserem Fall wurden allein ca. 23 Rechtsverstöße gegen DDR-Recht festgestellt. 
Doch dann kamen die „Berater“ aus dem Westen, ließen sich von den in den Ämtern sitzenden korrumpierten DDR-„Behördenangestellten“ einwickeln und machten sich zu Hehlern.  Wir können nur ahnen, was Kohl, Schäuble und Co. den Genossen des MfS in Vorbereitung der Übernahme der DDR versprochen haben. Kohl schweigt ja auch(?) bei den Spendenmillionen, log bei der angeblichen Sowjetischen Vorbedingung für den Ausschluß der 1945 bis 1949 Enteigneten aus dem Vermögensgesetz, warum sollte der „Kanzler der Einheit“ bei seinem Deal mit dem MfS nicht gern die Aufmüpfigen, Aufrechten opfern. Sie waren ihm zugegebener-maßen auch nicht gerade willkommen. Wurde die friedliche Übergabe der DDR  und die Wählerstimmen der Ost-CDU mit Verrat am Grundgesetz und an den Opfern und Geschädigten der SED-Diktatur erkauft? Es sieht eindeutig so aus – ohne Not wurden Grundgesetz und Rechtsstaat zwecks schneller Machtsicherung verraten, denn die DDR war wirtschaftlich und moralisch am Ende und konnte gar keine Forderungen mehr stellen. 
Der „redliche Erwerb“ wurde zum wichtigsten Arbeitsinstrument der Vermögensämter und Gerichte. Noch so abstruse und eindeutige Manipulationen wurden ignoriert oder zugunsten der Erwerber in ganz alltägliche „DDR-Rechtswirklichkeit“ umgemünzt, Urkunden und Beweisstücke wurden einfach ignoriert oder als nicht ausreichend bewertet. Dies alles reiche nicht, um die Redlichkeit der Erwerber in Zweifel zu ziehen.  Die Erwerber selbst, mussten ihre angebliche „Redlichkeit“ trotz Beweislastumkehr niemals beweisen, konnten sie ja auch gar nicht! Auch haben die Erwerber in unserem Fall nach eindeutigen Indizien und Aussagen des Kämmerers und ersten Leiter des Vermögensamtes (1990) den bearbeitenden Anwalt im Vermögensamt bestochen.  Es soll sich um 8.000 bis 10.000 DM gehandelt haben. 
Die perfide Politik zu Lasten der Opfer wurde von den meisten Medien ignoriert. Antragsteller auf Herausgabe abgepreßten Eigentums wurden von Ämtern und Gerichten regelrecht als unmoralische, gierige Bösewichter abgestempelt.  Mit kalter Feindseligkeit wurden die Anträge auf Rückgabe bis auf wenige Ausnahmen abgeschmettert.  Einige Bearbeiter im Vermögensamt und Richter haben unter vorgehaltener Hand außerhalb der Amtsstuben zugegeben, es sei ihnen vorgegeben worden, Rückgabe um jeden Preis zu verhindern. Rückgabe sei politisch nicht gewollt, das sei eben so.  Das statistische Ergebnis,  tatsächliche Rückgabe weniger als 3% aller Anträge, spricht Bände. 
Das an uns praktizierte Unrecht wurde  nach unseren Kenntnissen analog mehr oder weniger in allen betroffenen Bundesländern  angewandt und trifft mit großer Wahrscheinlichkeit für die meisten der ehemals Ausgereisten zu, die ihr Eigenheimgrundstück zum staatlich vorgegebenen Schleuderpreis an vom MfS ausgesuchte und vorgegebene Bewerber verkaufen mussten.  Sicher haben die meisten Ausreiseantragsteller schwerwiegende Gründe gehabt, um einen Antrag auf Ausreise zu stellen, wissend, damit auf unbestimmte Zeit alle Brücken in die Heimat abgebrochen zu haben.
Das besonders perfide ist, dass die meisten von diesem Unrecht Betroffenen erst Ende der 80er Jahre in die Bundesrepublik kamen und bis zum Mauerfall keine Chance hatten, sich ein neues Fundament zu schaffen. Die große Hoffnung auf den Rechtsstaat und das Vermögensgesetz führten dazu, dass sie sich berechtigt Hoffnung machten, ihr meist selbst geschaffenes Eigentum zurückzuerhalten. Durch Abbügelung fast aller Anträge und Ansetzung des heutigen Marktwertes als Streitwert wurden die Geschädigten erneut schwer finanziell, aber auch psychisch und physisch schwer geschädigt. So steht es auch sinngemäß im „Wörterbuch der Stasi“ : Zersetzung der Klassenfeinde durch psychische Zerrüttung bis zur  physischen Vernichtung. 
Der Vermögensrechtsstreit hat uns bereits bis 1999 mit mehr als 100.000 DM an Anwalts- und Gerichtskosten belastet. Die Folgekosten durch das fehlende Eigentum und gesundheitlichen Auswirkungen sind immens. Andererseits sind die Nutznießer des Unrechts als (unrechtmäßige) Immobilieneigentümer nicht nur erheblich finanziell im Vorteil, sondern werden obendrein vom „Rechtstaat“ als rechtschaffene, „arme“ DDR-Bürger verwöhnt.  Nutznießer dieses Unrechts sind neben den Tätern und Erwerbern auch viele am hohen Streitwert gut verdienende Anwälte und Gerichtskassen, Opfer sind die rechtmäßigen Eigentümer und die Steuerzahler, die die gewaltige, das Gegenteil ihrer verfassungsgemäßen Aufgabe  ausführende Vermögensamtsmaschinerie finanzieren mussten!
Die Organe des Rechtsstaates haben sich durch politischen Druck (?) mit den SED-Verbrechern gemein gemacht und die Immobilienkriminalität der SED-Machthaber bis heute fortgesetzt, Existenzen erneut zerstört und verhindert, dass sich in den neuen Ländern ein gesunder Mittelstand aufbauen kann.  Die Billionen Staatsschulden aus „Kosten der Wiedervereinigung“ wären dem Steuerzahler erspart geblieben, wenn die Eigentümer von abgepresstem und gestohlenem Eigentum schon in den 90er Jahren als neuer Mittelstand in der Heimat erfolgreich am Aufbau Ost hätten mitarbeiten können. Wir hatten  mit unserer Firma 1990 in unserer Dresdner Heimat 25 Arbeitsplätze geschaffen, doch 1999 gesundheitlich und schwer geschädigt und wirtschaftlich fast am Ende, verlagerten wir unsere Firma nach Bayern. Bis heute haben wir noch hart an den Folgen der Verhältnisse in Sachsen zu kämpfen. 
Waltraud und Albrecht Beyer

